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Vorwort 

Die vorgelegte Dissertation entstand während meiner Zeit als wissen-
schaftlicher Assistent an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
Speyer. 

Die Anregung zu dieser Arbeit verdanke ich Herrn Prof. Dr. Hartwig 
Bülck, der ihre Entstehung kritisch verfolgte, mich ermunterte und 
lehrte, über den Bereich der Rechtswissenschaft hinauszuschauen, dabei 
nicht nur theoretische Studien vergleichender Verwaltungswissenschaf-
ten zu betreiben, sondern mir auch ermöglichte, praktische Eindrücke 
von der Arbeit der internationalen Sekretariate der Rohstoffabkommen 
in London zu gewinnen. Sie waren mir mehr als nur die Abrundung 
eines aus der Literatur gewonnenen Bildes. 

Es traf sich gut, daß auch die Beschäftigung mit der Verwaltungs-
organisation der Europäischen Gemeinschaften nicht auf die theore-
tischen Grundlagen beschränkt blieb. Die Speyerer Seminare zum 
Europarecht und dem Organisationsrecht internationaler Verwaltung 
verwerten praktisch soziologische, politische und wirtschaftliche Er-
kenntnisse; meine Arbeit im Bundesministerium für Wirtschaft veran-
schaulicht und bestätigt mir die in Speyer gelernten und diskutierten 
Verfahrensweisen inter- und supranationaler Organisationen. 

Josef Schraven 
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United States (of America) 
US-Dollar 
-Vertrag 
Verwaltungsausschuß 
Vereinte Nationen 
Verordnung 
Verwaltungsrat 
Verfassung und Recht in Übersee 
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen 
Staatsrechts-Lehrer 
Wörterbuch des Völkerrechts (Strupp-Schlochauer) 
Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und 
Völkerrecht 
Zeitschrift für Zölle und Verbrauchssteuern 



Einleitung 

Den rechtlichen Zugriff auf die Europäische Agrarmarktordnung 
gewinnt man durch die historisch-systematische Methode mit ihrem 
praktischen Zweck. Sie entwickelt an dem signifikanten Beispiel der 
inter- und supranationalen Bewirtschaftung stapelfähiger Rohstoffe: 
Weizen, Zucker, Kautschuk, Zinn usw. die ineinander geschachtelten 
Epochen des modernen Wirtschaftsverwaltungsrechts. Die Anfänge rei-
chen mit zollrechtliehen Interventionen in die Zuckermärkte bis zur 
hochliberalen Zeit zurück (1864), führen mit der Brüsseler Zucker-
konvention von 1902, zeitgerecht passend zum "neomerkantilistischen 
Kondratieff" (Schumpeter), über die wechselseitige Stützung von Staat 
und Wirtschaft als staatlich-private Mischverwaltung am "Ende der 
Weltwirtschaftskrise" (Predöhl) zu den heutigen planmäßig organisier-
ten Verwaltungsformen in den internationalen Rohstoffabkommen und 
den supranationalen Marktordnungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten. Das ist in dem ausgefächerten Inhaltsverzeichnis und den Schluß-
thesen zusammengefaßt. 

Die Kontinuität dieser über hundertjährigen Rechtsentwicklung bil-
det den wirtschaftsrechtlichen Boden der westeuropäischen Agrarwirt-
schaft. Die üblichen Theorien der Europäischen Integration sehen die-
sen Zusammenhang der inter- und supranationalen Rechtsentwicklung 
selten, stellen ihn wenigstens nicht gebührend heraus. Sie scheiden, 
besonders in der Bundesrepublik Deutschland aus politisch-historischen 
Gründen das "Europarecht" vom Völkerrecht und verschließen sich 
damit den geschichtlichen Rechtserfahrungen, die sich gerade bei der 
Rohstoffverwaltung als fruchtbar erweisen. Die Praxis der Europäi-
schen Gemeinschaften allerdings hat diese Erfahrungen im Unterschied 
zu den formalen Integrationstheorien in reichem Maße aufgenommen 
und weiterentwickelt. 

Die Arbeit verknüpft durch diese Methode den historischen-ökono-
mischen Faden mit dem strukturell-funktionalen der modernen Orga-
nisationstheorie. Dieser doppelte, zugleich geschichtliche und systema-
tische Zugriff auf die Sache ermöglicht die Bildung typischer Formen 
des Europäischen Wirtschaftsrechts. Das sind die Rechtsinstitute des 
Europarechts: Organisierte Sektoren und Lenkungsmittel wie Pflicht-
käufe, Kontingentierung, Ausgleichslager usw.; Ministerrat, Verwal-
tungsrat (Ständige Vertreter), Verwaltungsausschüsse, Ratssekretariat, 
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Kommission, Fonds usw. mit differenzierten Beschlußverfahren. Sie 
haben ihre Wurzeln im politisch-wirtschaftlichen Völkerrecht der na-
tional-territorialen Primärordnung und ihr dichtes Ast- und Zweig-
werk im Recht der wissenschaftlich-technischen Zivilisation, dem funk-
tional-föderativen Sekundärsystem (Freyer). Dieser Unterschied, zeit-
gemäß um 1900 von Goodnow auf die Formel "Politics and Administra-
tion" gebracht, leitet die sachgerechte Typisierung der Rechtsinstitute 
der supranationalen Agrarverwaltung. 



A. Historische Entwicklung 

Die Herausbildung der modernen zwischen- und überstaatlichen Zu-
sammenarbeit geschah nicht in der Form einer gleichmäßig ablaufen-
den Bewegung; Entdeckungen und Erfindungen mit den daran anschlie-
ßenden Verwertungszyklen bestimmten ihre historische Notwendigkeit. 
So bildeten sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die inter-
nationalen Unionen, technisch-administrative Gemeinschaften, die un-
abhängig von bereits bestehenden politisch-territorialen Zusammen-
schlüssen gemeinsame Verwaltungsprobleme vor allem des sozial-
ökonomischen Bereichs zu lösen versuchten1• 

Biologische und technische Neuerungen brachten die Staaten auf den 
Weg zu organisierter internationaler Zusammenarbeit auf dem Roh-
stoffsektor. Den Beginn machten die Europäischen Staaten, die eine 
Lösung suchten für ihre Probleme beim Export des Rübenzuckers. 

I. Frühformen im Zuckerhandel der liberalen Weltwirtschaft 

1. Entstehung des Europäischen Zuckerhandelsproblems 

Solange die Zuckergewinnung aus Rüben nicht bekannt war, führte 
Europa Rohrzucker als Delikatesse aus tropischen und subtropischen 
Ländern ein. Negerhandel und Sklavenarbeit machten ihn billig, so daß 
der Zuckerkonsum in den europäischen Handelsstädten und Industrien 
zunahm2• Die horrenden Gewinne bei der Zuckerfabrikation in den 
Kolonien verglich Adam Smith mit der Ausbeute, die ein Getreide-
pächter erzielen würde, wenn er alle seine Kosten mit dem Verkauf von 
Heu und Stroh decken könnte, und das Korn als Gewinn übrig be-
hielte3. Die europäischen Staaten machten sich das durch hohe Einfuhr-
zölle auf den überseeischen Rohrzucker zunutze. Nach der Entdeckung 
Markgrafs, daß sich aus der Runkelrübe Zucker gleicher chemischer 

1 Vgl. Hartwig Bülck, Verwaltungsgemeinschaften, internationale, in: 
Strupp-Schlochauer, Wörterbuch des Völkerrechts, 2. Aufl. 1962, Bd. 111, 
s. 564 ff. 

2 Max Schippe!, Zuckerproduktion und Zuckerprämien, Stuttgart 1903, 
s. 24 ff. 

3 Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen, München 1974, S. 137 (übers. 
nach der 5. Aufl. von An Inquiry into the Nature and Causes of the Wealth 
of Nations, London 1789 von Horst Claus Recktenwald). 

2 Speyer89 


